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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung der Beihiife 
für die Seidenraupenzucht 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik^), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1566/72“), insbesondere auf 
den Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die in Artikel 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 845/72 des Rates vom 24. April 
1972 über Sondermaßnahmen zur Förderung der 
Seidenraupenzucht^) vorgesehene Beihilfe für 
Seidenraupen Ausgaben mit sich bringt; daß gemäß 
Artikel 5 der genannten Verordnung die Bestim- 
mungen über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik auch für diese Beihilfe gelten und 
daher festgestellt werden muß, daß für die Finan- 
zierung der betreffenden Beihilfe die Bestimmungen 
des Artikels 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
gelten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/ 
72 vorgesehene Beihilfe entspricht dem Begriff der 
Intervention im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70. 


2. Die Ausgaben im Zusammenhang mit der im 
vorangehenden Absatz genannten Beihilfe entspre- 
chen den Beträgen, die gemäß Artikel 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 845/72 sowie den in Ausführung 
dieses Artikels ergangenen Vorschriften gezahlt 
werden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt mit Wirkung vom 1. April 1972. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juli 1972, S. 5 

=9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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Begründung und Finanzvermerk betreffend den 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über 
die Finanzierung der Beihilfe für in der Gemein- 
schaft gezüchteten Seidenraupen 


1. Mit diesem Vorschlag werden keine neuen Maß- 
nahmen eingeführt, sondern die Vorschriften für 
die Finanzierung der Ausgaben im Zusammen- 
hang mit der Beihilferegelung für Seidenraupen 
gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/ 
72 durch den EAGFL festgelegt. 

2. In dem Dokument R/2045/71 vom Oktober 1971 
mit dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates über Sondermaßnahmen zur Förderung der 
Seidenraupenzucht auf der Grundlage einer Bei- 
hilfe in Höhe von 25 RE je in Betrieb genom- 
mene Samenschachtel einerseits und eines Pro- 
duktionsumfangs von 40 000 Schachteln für 1970 
andererseits war die finanzielle Inzidenz auf 
1 000 000 RE geschätzt worden. 

Im Jahre 1971 ist jedoch ein weiterer Rückgang 
dieser Tätigkeit zu verzeichnen gewesen, da die 
Anzahl der in Betrieb genommenen Schachteln 
nur noch 21 000 betrug. Sollte die Anzahl der 
Schachteln im Wirtschaftsjahr 1972/1973 der- 
jenigen von 1971 entsprechen, so betrüge die 
finanzielle Auswirkung für das Wirtschaftsjahr 
1972/1973 630 000 RE (21 000 Schachteln zu je 
30 RE). 

3. Die Ausgaben im Zusammenhang mit der Bei- 
hilfe sind in Artikel 760 „andere Marktorganisa- 
tionen" des Haushaltsplans 1972 enthalten und 
zur Erinnerung aufgeführt. Obgleich die Beihilfe 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 zum ersten Mal 
gewährt wird, werden im Rahmen des Wirt- 
schaftsjahres 1972 wahrscheinlich nur in begrenz- 
tem Umfang Zahlungen zu leisten sein, da in den 
Durchführungsvorschriften bestimmte Fristen 
vorgesehen sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1973 ~ 1/4 (IV/1)~ 680 70-E-Se 9/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 29. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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